Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7328 


20. 04. 94 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. R. Werner Schuster, Peter Conradi, Dieter Wiefelspütz, 

Brigitte Adler, Gerd Andres, Hermann Bachmaier, Ingrid Becker-Inglau, Dr. Ulrich 
Böhme (Unna), Hans Büttner (Ingolstadt), Dr. Herta Däubler-Gmelin, Klaus 
Daubertshäuser, Elke Ebert, Dr. Peter Eckardt, Dr. Konrad Eimer, Elke Ferner, Evelin 
Fischer (Gräfenhainichen), Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, Hans-Joachim 
Hacker, Dr. Liesel Hartenstein, Dr. Ingomar Hauchler, Regina Kolbe, Horst 
Kubatschka, Eckart Kuhlwein, Brigitte Lange, Christa Lörcher, Dr. Christine Lucyga, 
Christoph Matschie, Heide Mattischeck, Ulrike Mehl, Dr. Jürgen Meyer (Ulm), 
Gerhard Neumann (Gotha), Doris Odendahl, Adolf Ostertag, Dr. Winfried Penner, 

Dr. Eckhart Pick, Bernd Reuter, Margot von Renesse, Gudrun Schaich-Walch, Dieter 
Schloten, Günter Schluckebier, Dr. Jürgen Schmude, Walter Schöler, Gisela 
Schröter, Dietmar Schütz, Johannes Singer, Dr. Hartmut Soell, Antje-Marie Steen, 
Ludwig Stiegler, Dr. Peter Struck, Joachim Tappe, Uta Titze-Stecher, Hans-Günther 
Toetemeyer, Hans Wallow, Barbara Weiler, Dr. Axel Wernitz, Heidemarie Wieczorek- 
Zeul, Dr. Hans de With, Verena Wohlleben, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion 
der SPD 


Effizienz von Plenarsitzungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (GO-BT) wird 

mit dem Ziel überarbeitet, 

— die Bedeutung der Arbeit in den Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages für die Öffentlichkeit transparenter, 

— Plenarsitzungen effektiver und zeitökonomischer zu gestalten. 

Hierbei sind folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

1. Die federführenden Ausschüsse sollen die Schlußberatung von 
Vorlagen, für die absehbar lediglich ein fachpolitisches Inter- 
esse, nicht auch ein die betroffenen Fachpolitiken übergreifen- 
des oder die Gesamtpolitik prägendes Interesse der Öffentlich- 
keit zu erwarten ist, in öffentlichen Sitzungen vornehmen. In 
dieser öffentlichen Sitzung wird über die Beschlußempfehlung 
an das Plenum zur Vorlage abgestimmt. 

Die federführenden Ausschüsse sollen zu der öffentlichen 
Schlußberatung die mitberatenden Ausschüsse einladen. Die 
Mitglieder der mitberatenden Ausschüsse sollen in der Bera- 
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tung auf Verlangen das Wort erhalten. Allen Abgeordneten ist 
Gelegenheit zur Teilnahme zu geben; sie können Änderungs- 
anträge, die sie für die zweite Lesung einbringen wollen, erläu- 
tern. 

Die öffentliche Schlußberatung soll in Absprache mit dem Älte- 
stenrat und den mitberatenden Ausschüssen terminiert wer- 
den. In diesem Fall soll der Ältestenrat dem Plenum die Bera- 
tung der Vorlage in der zweiten und dritten Lesung ohne 
Aussprache empfehlen. Eine Aussprache des Plenums soll in 
diesem Falle nur auf besonderen Antrag stattfinden, der mit 
einem vorher nicht erörterten Änderungsantrag verbunden 
sein muß. 

Die öffentliche Ausschußsitzung soll in Räumen wie z. B. dem 
Ersatzplenarsaal im Wasserwerk durchgeführt werden, die 
dafür eingerichtet sind, daß nicht nur eine größere Zahl von 
Bürgerinnen und Bürgern sowie Journalistinnen und Journali- 
sten teilnehmen, sondern auch Rundfunk- und Fernsehauf- 
zeichnungen vorgenommen werden können. 

Die öffentliche Ausschußsitzung soll wie eine Plenarsitzung 
durch eine ausgedruckte Tagesordnung angekündigt werden. 
Sie wird stenographisch protokolliert. 

2. Die Tagesordnung des Deutschen Bundestages unterscheidet 
grundsätzlich zwischen TO I (mit Aussprache) und TO II (ohne 
Aussprache). Beschlüsse unter TO II umfassen nicht nur Über- 
weisungen, sondern auch Beschlüsse in der Sache (gemäß Vor- 
lage oder gemäß Beschlußvorschlag des federführenden Aus- 
schusses etc.). 

3. Der Ältestenrat legt fest, welche Tagesordnungspunkte unter 
TO II fallen sollen. Auf Verlangen einer Fraktion oder 5 Prozent 
der Mitglieder des Bundestages (wie GO-BT § 79) muß ein 
Tagesordnungspunkt auf TO I gesetzt werden. Die Rechte 
eines einzelnen Abgeordneten sind entsprechend § 82 der 
GO-BT des Bundestages zu berücksichtigen. 

Bonn, den 20. April 1994 
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Begründung 

Die derzeitige Verfahrensweise hat zwei gravierende Nachteile: 

1, Die meisten Plenarsitzungen finden nur unter Beteiligung der 
zuständigen Ausschußmitglieder statt und vermitteln daher zu 
Unrecht in der Öffentlichkeit den Eindruck eines „faulen und 
desinteressierten Bundestages". 

2. Die Plenardebatten sind zeitlich überfüllt. Wichtige politische 
Anliegen erscheinen gleichrangig neben dem Alltagsgeschäft. 

Mit den vorgeschlagenen Änderungen, welche sich seit vielen 
Jahrzehnten im kommunalen Bereich bewährt haben, soll hier 
Abhilfe geschaffen werden. Die grundsätzliche Öffentlichkeit von 
Ausschußsitzungen wird das Ansehen von Ausschußberatungen 
in der Öffentlichkeit anheben. Es ist davon auszugehen, daß sich 
die interessierte Öffentlichkeit (Lobby, Fachpresse) damit stärker 
für die Arbeiten im Deutschen Bundestag interessiert. 

Gleichzeitig könnte dies zu einer größeren Transparenz von Aus- 
schußentscheidungen führen. Den Bürgerinnen und Bürgern 
würde ins Bewußtsein gerufen, daß die eigentliche Arbeit ihrer 
Abgeordneten - wie bisher - eben nicht im viel beklagten leeren 
Plenarsaal, sondern in den Ausschüssen stattfindet. Plenar- 
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debatten werden dann zwar seltener, könnten aber wegen ihrer 
inhaltlichen Schwerpunkte mit einer besseren Präsenz der Abge- 
ordneten rechnen. Außerdem steht zu hoffen, daß mit einer sol- 
chen Regelung die wichtigste Ressource eines jeden Abgeord- 
neten - seine persönliche Zeit - effezienter genutzt wird, da 
unnötige Doppelberatungen entfallen. 
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